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PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMASS § 12 BauGB
UND § 9 (1) BauGB IN VERBINDUNG MIT DER BauNVO

Die nachfolgend aufgelisteten Festsetzungen sind hinsichtlich ihres raumlichen Geltungsberei-
ches deckungsgleich mit dem zeichnerisch festgesetzten Geltungsbereich des Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 38 ,Pfaffenbrunnenstrae - Am Ammelbachsgraben® in Hanau,
Stadtteil Klein-Steinheim. Die zeichnerischen und sonstigen Festsetzungen der Plandarstellung
werden durch die textlichen Festsetzungen erganzt.

Mit dem vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 38 werden der bestehende
Bebauungsplan Nr. 723 "Lachenhege" (in Kraft getreten am 15.03.1979) und der Bebauungs-
plan Nr. 727 "Lachengraben" (in Kraft getreten am 28.05.1985) vollstandig Uberplant und
hierdurch ersetzt.

1.0 Art und MaR der baulichen Nutzung
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 1 BauGB

1.1 Die mit ,WA" gekennzeichnete Teilflachen werden als "Allgemeines Wohngebiet" gemaf
§ 4 BauNVO festgesetzt.

Gemal § 12 (3 a) BauGB sind unter entsprechender Anwendung des § 9 (2) BauGB im
Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulassig, zu deren Durch-
fihrung sich der Vorhabentrager im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet.

1.2 Gemal § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und sind somit unzulas-
sig.

1.3 Im ,WA*" ist eine GRZ von 0,4 als Héchstmal} festgesetzt. GemaR § 19 (4) BauNVO wird
festgesetzt, dass die GRZ durch die in § 19 (4) BauNVO benannten Anlagen bis zu ei-
nem Wert von 0,6 Uberschritten werden darf. Flachen von Wohnwegen und Terrassen
mit seitlicher Ableitung des Niederschlagwassers in Grunflachen nur zu 50 % auf die
GRZ anzurechnen. Das gleiche gilt fir Fldchen unterirdischer baulicher Anlagen, die mit
mind. 0,80 m starker begrinter belebter Bodenzone Uberdeckt sind. Bei der Ermittlung
der GRZ ist die Grundstlicksflache mit Festsetzung "Gemeinschaftsstellplatze" zu
Grundsticksflache des wohngenutzten Grundstlicks hinzuzurechnen.

1.4 Die maximale Hohe baulicher Anlagen ist als Traufwandhdhe bzw. Firsthbhe entspre-
chend der Eintrage in der Nutzungsschablone festgesetzt. Die Traufwandhéhe ent-
spricht der Hohe zwischen dem unteren Bezugspunkt und dem gedachten Durchstol3-
punkt der verlangerten Auflenwand durch die Dachhaut als oberem Bezugspunkt.

Die entsprechend festgesetzte Hohe baulicher Anlagen kann durch technische Anlagen
sowie durch Anlagen zur Nutzung regenerativer Energien um bis zu 1,0 m Uberschritten
werden.

Bezugshéhe (unterer Bezugspunkt) flir die Hohe baulicher Anlagen ist der im
Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzte Héhenbezugspunkt mit einer Bestandshohe
von 102,00 mUNN.
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2.0 Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Carports und Gemeinschaftsanlagen mit

2.1

2.2

2.3

3.0

3.1

4.0

4.1

5.0

5.1

6.0

6.1

ihren Einfahrten
gemall § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 4 BauGB und Nr. 22 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO

Stellplatze, Carports und Gemeinschaftsstellplatze sind innerhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflachen sowie innerhalb der entsprechend zeichnerisch festgesetzten FIa-
chen fir Stellplatze, Carports und/oder Gemeinschaftsstellplatze mit ihren Einfahrten
zulassig.

Stellplatze, Carports und Gemeinschaftsstellplatze konnen im Rahmen der Bestimmun-
gen in § 6 HBO als Ausnahme auch aufierhalb der vorgenannten Flachen zugelassen
werden.

Nebenanlagen sind, soweit es sich um Gebaude handelt (Gerateschuppen, Gartenhau-
ser) ausschlieRlich innerhalb der Uberbaubaren Flachen sowie in den entsprechend
festgesetzten Flachen fiir Nebenanlagen zuléssig. Nebenanlagen sind im Ubrigen, so-
weit es sich nicht um Gebaude handelt, auch aulRerhalb der vorgenannten Flachen zu-
l&ssig.

Hochstzuldssige Zahl von Wohnungen in Wohngebéduden
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 6 BauGB

Je Reihenhaus (Reihenmittel- oder Reihenendhaus) ist je eine Wohnung, im Plangebiet
insgesamt maximal 26 Wohnungen zulassig.

Verkehrsflachen
gemall § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 11 BauGB

Die zeichnerisch festgesetzte Verkehrsflache dient der Erschlielung aller Wohngebaude
innerhalb des Plangebiets. Die Flache ist nach Fertigstellung dem allgemeinen Verkehr
zu widmen und insbesondere auch fir die Millentsorgung dauerhaft befahrbar zu hal-
ten. Innerhalb der Flache sind Stellplatze unzulassig.

Versorgungsfldchen
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 12 BauGB

Anlagen zur zentralen Warmeversorgung sind innerhalb des mit "TK" gekennzeichneten
Gebaudeteils 6stlich des Hauses Nr. 6 zu errichten.

Uferschutzstreifen und Griinfliche
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 15 und 16 BauGB

Die zeichnerisch festgesetzte private Grunflache ist im Sinne der Wasserwirtschaft als
Uferschutzstreifen von jeglichen baulichen Anlagen freizuhalten. Abgrabungen oder Auf-
schittungen sind unzulassig. Einfriedungen sind ausschlief3lich entlang der festgesetz-
ten Flache fur Stellplatze und Carports zulassig. Die Flache ist als Wiesenflache herzu-
stellen und dauerhaft extensiv zu bewirtschaften. Hierzu ist die Flache mindestens ein-
mal jahrlich zu mahen. Das anfallende Schnittgut ist abzufahren. In der Flache ist die
Verwendung von Dingemitteln oder Pestiziden unzulassig. Die Wiesenflache kann zum
Zweck der Gewasserunterhaltung sowie Nutzung und Pflege des 6stlich angrenzenden
Wiesengrundstlicks (Flurstlick 398/3) betreten und befahren werden. Das Befahren ist
nur bei geeigneter Witterung zulassig, um Schaden des Wiesenbewuchses auszuschlie-
Ren.
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7.0

7.1

7.2

7.3

8.0

8.1

8.2

8.3

9.0

9.1

9.2

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 20 BauGB

Rodungsmalfinahmen sind nur im Zeitraum von 01.10. bis 28.02. und somit aufderhalb
der Brut- und Setzzeit zulassig.

In den Gehodlzbereichen im ndheren Umfeld des Vorhabens sind 5 Fledermauskasten
anzubringen.

Das auf privaten Zuwegen, privaten Gartenwegen, privaten Platzen, Terrassen und
Stellplatzen anfallende Niederschlagswasser ist seitlich in angrenzende Grunflachen
abzuleiten oder Uber luft- und wasserdurchlassige Belage zu versickern.

Flachen fiir Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 21 BauGB

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flachen fir Leitungsrechte dienen der
Unterhaltung und dem Betrieb des in diesem Bereich verrohrt verlaufenden Ammels-
bachs sowie bestehender Abwasseranlagen (Kanale) durch die Stadt Hanau oder von
ihr hierzu beauftragte Dritte oder eventuelle Rechtsnachfolger.

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flachen fir Gehrechte dienen der Zuwegung zu
den Wohnhausern sowie den privaten Freiflachen. Nutzungsberechtigt sind alle Eigen-
timer und Bewohner von Wohnhdusern innerhalb des Plangebiets.

Die Begrindung oder Sicherung von dinglichen Rechten und/oder Baulasten fir
Regenwasserableitung, Schmutzwasserableitung, Wasserversorgung, Fernwarme,
Strom und Kommunikation ist innerhalb und aufRerhalb der .unter 8.1 und 8.2 genannten
Flachen zulassig.

Vorkehrungen zum Schutz vor _schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen
Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz
vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwir-
kungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen

gemal § 12 BauGB und § 9 (1) 24 BauGB sowie § 9 (2) BauGB

Die Hauser Nrn. 1 bis 5 und Nrn. 21 bis 26 (Nummerierung gem. Vorhabenbeschrei-
bung) durfen erst nach Errichtung der Hauser Nrn. 6 bis 20 zu Wohnzwecken genutzt
werden (erstmaliger Bezug). Die Hauser Nr. 6 bis 20 gelten bei Fertigstellung des Roh-
baus sowie Einbau von Fenstern und Turen und SchlieRen der Dachhaut als "errichtet"
im Sinne dieser Festsetzung. Die Aufnahme der Nutzung in den Hausern Nr. 1 bis 5 und
Nr. 21 bis 36 (Nummerierung gem. Vorhabenbeschreibung) ist der Bauaufsicht 2 Wo-
chen vor Aufnahme der Nutzung mitzuteilen.

Im Rahmen der bauaufsichtlichen Verfahren sind fir die Wohngebaude Schallschutz-
nachweise nach DIN 4109 (in der zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Fassung)
vorzulegen. Dabei sind die in der schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbiros
Pies vom 28.03.2018 ermittelten Larmpegelbereiche zugrunde zu legen. (siehe nachfol-
gende Planskizzen mit Angabe der Larmpegelbereiche flr die einzelnen Geschosse und
Fassaden). Die Larmpegelbereiche wurden nach der zum Zeitpunkt der Erstellung des
Fachbeitrags geltenden Fassung der DIN 4109 ermittelt.
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9.3 Bei allen Gebaude in Bereichen, in denen die Vorsorgewerte der 16. BImSchV
Uberschritten werden (gilt flr die Nachtzeit) sind Be- und Entliftungsanlagen in Schlaf
und Kinderzimmer in Form einer kontrollierte Wohnraumliftung herzustellen. Die ent-
sprechenden Anforderungen (Durchgangsschalldammmalf) sind bei dem detaillierten
Schallschutznachweis im bauaufsichtlichen Verfahren nachzuweisen.

9.4 Bahn- und giebelseitige Fenster der Schlaf- und Kinderzimmer der Hauserreihe 6 bis 20
sind in der Nacht geschlossen zu halten. Fir bahn- und giebelseitige Fenster der Schlaf-
und Kinderzimmer der Hauserreihe 6 bis 20 ist eine Kipp-, Schiebe- oder Parallelausstel-
leinrichtung ausgeschlossen.

9.5 Im Dachgeschoss und Erdgeschoss der Hauser Nrn. 6 bis 20 sind bahnseitig keine
Raume zuldssig, die dem dauernden Aufenthalt von Personen dienen. Der bahnseitige
Abstellraum der Hauser Nr. 6 bis 20 darf keine Fenster aufweisen

9.6 Fir die geplante Heiztechnikzentrale (HTZ) ist im baurechtlichen bzw. immissionsschutz-
rechtlichen Verfahren durch ein Larmgutachten nachzuweisen, dass die HTZ keine Im-
missionen verursacht, die die Anforderungen der TA Larm an den umliegenden Nutzun-
gen Uberschreitet.
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9.7

9.8

Luftwarmepumpen, Klimaanlagen und vergleichbare Anlagen haben in Abhangigkeit
ihrer Schallleistung einschlieRlich eines Zuschlags von 6 dB(A) fur Ton- und Informtions-
haltigkeit (TI-Zuschlag) folgende Abstande zu schitzenswerten Daueraufenthaltsraumen
nach DIN 4109 (in der zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Fassung) der Nach-
barwohnbebauung einzuhalten:

Schallleistungspegel  zuzugl. | erforderlicher Mindestabstand
TI-Zuschlag allgem. Wohngebiet
36 dB 0,1m

39 dB 0,5m

42 dB 09m

45 dB 1,4 m

48 dB 22m

51dB 34m

54 dB 52m

57 dB 7,6m

60 dB 10,9 m

63 dB 15,6 m

66 dB 222m

69 dB 27,3 m

72 dB 34,4 m

75 dB 44,6 m

78 dB 58,9 m

81dB 79,2 m

84 dB 107,7m

Hinweis: Eine Reduzierung des Abstandes kann als Ausnahme zugelassen werden,
wenn durch Sachverstandigengutachten der Nachweis erbracht werden kann, dass un-
ter Beachtung der Vorbelastung durch die larmemittierende Anlage (z.B. Luftwarme-
pumpe, Klimaanlage) die Immissionsrichtwerte der TA-Larm im Einwirkungsbereich ein-
gehalten werden kénnen.

Stationare Anlage, wie z.B. Luftwarmepumpen, dirfen keine ton- und/oder impulshalti-
gen oder tieffrequente Gerausche erzeugen.

Vor Einbau Sonnenlichtreflektionen verursachender Bauelemente und technischer
Anlagen (z.B. verspiegelte Glaser, Photovoltaikanlagen) ist deren Blendwirkung auf
schitzenswerte Daueraufenthaltsflachen und -rdume nach der ,Richtlinie zur Messung
und Beurteilung von Lichtimmissionen® des Landerausschusses fur Immissionsschutz
(LAI) zu Uberprufen. Ergibt die Prufung, dass schadliche Umwelteinwirkungen durch
Blendung zu befiirchten sind, ist der Einbau solcher Elemente bzw. Anlagen unzulassig.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Licht sind helle, weit reichende
kanstliche Lichtquellen, Flackerlicht sowie der Einsatz von Beleuchtungsanlagen mit
wechselndem oder bewegtem Licht unzulassig.
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10.0 Anpflanzen von Baumen und Strauchern
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 25a BauGB

10.1 Im Planbereich sind entsprechend der Planzeichnung einheimische Laubbaume geman
der nachfolgenden Pflanzliste zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind
gleichwertige Nachpflanzungen vorzusehen. Die Anzahl ist verbindlich, die Standorte
sind innerhalb eines Radius von 5,0 m um den zeichnerisch festgesetzten Baumstandort
verschiebbar. Die festgesetzten anzupflanzenden Baume sind mit einem Stammumfang
von StU 20/25 (3x verpflanzt) zu pflanzen.

10.2 Pflanzenliste

Grol3kronige Einzelbdume:

Acer platanoides (Spitzahorn)
Acer pseudoplatanus (Bergahorn)
Carpinus betulus (Hainbuche)
Juglans regia (Walnuss)

Quercus robur (Stiel-Eiche)

Tilia cordata (Winterlinde)

Mittelkronige Einzelbdume:
Acer campestre (Feldahorn)
Prunus avium (Wildkirsche)
Pyrus pyraster (Wildbirne)
Sorbus aria (Mehlbeere)
Sorbus aucuparia (Eberesche)

Straucher:

Buxbaum (Buxus sempervirens)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Hartriegel (Cornus sanguinea)
Weilidorn (Crataegus)

Liguster (Ligustrum vulgare)
Wein-Rose (Rosa rubiginosa)

10.3 Die Anforderungen der Stellplatzsatzung der Stadt Hanau an die Anpflanzung von
Baumen sind zu berlicksichtigen. Die im Plan zeichnerisch festgesetzten Baume werden
angerechnet, sofern sie in einer Entfernung von maximal 5,0 m zu Stellplatzen stehen.
Eine Anpflanzung von Baumen im Bereich bestehender Kanale und Leitungen ist inner-
halb eines Abstands von 2,5 m zur Leitungs- bzw. Kanalachse unzulassig. Sofern eine
Baumpflanzung im Bereich von Stellplatzen hierdurch nicht mdglich ist, hat eine Gliede-
rung der Stellplatzflachen durch Strauchanpflanzungen der Pflanzliste zu erfolgen, wo-
bei ein nach Stellplatzsatzung erforderlicher Baum durch je 5 m? Pflanzflache flr Strau-
cher zu ersetzen ist. Als Pflanzdichte ist 1 Strauch je 1,5 m? Pflanzflache vorzusehen.

10.4 Der Pflanzabstand von Gehoélzen zum Bahnbetriebsgeldande ist entsprechend der
Endwuchshoéhe zu wahlen.

10.5 Die nicht Gberbauten und nicht befestigten Grundstiicksfreiflachen (auch Vorgarten) sind
zu begrinen, gartnerisch anzulegen und zu pflegen. Das flachenhafte Auslegen von
Kies, Schotter und Splitt zur Gartengestaltung ist nicht zulassig.
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11.0

11.1

Erhaltung von Baumen
gemal § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 25b BauGB

Auf die Beachtung der DIN 18920 ,Schutz von Baumen, Pflanzenbestanden und
Vegetationsflachen bei BaumaRnahmen® (in der zum Zeitpunkt der Antragstellung gel-
tenden Fassung) wird hingewiesen. Abgangige Baume (z.B. wegen mangelnder Stand-
sicherheit oder abgestorbene Baume) sind zu ersetzen. Bei Bestandsbdumen im Be-
reich von Leitungstrassen sind Ersatzpflanzungen fiir abgangige Baume von der Lei-
tungszone abzurlicken.

Baume auf Nachbargrundstlicken, sind fiir die Dauer der BaumalRnahmen nach DIN
18920 (in der zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Fassung) zu schiitzen, sofern
eine Gefahrdung durch die Baumalnahmen z.B. aufgrund des Abstands der Baume
zum Plangebiet nicht ausgeschlossen werden kann.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (ORTLICHE
BAUVORSCHRIFTEN) NACH § 81 HBO L.LV.M. § 12 BauGB § 9 Abs. 4
BauGB

12

121

12.2

12.3

12.4

13.

13.1

14.

141

AuRere Gestaltung der baulichen Anlagen
gemall § 81 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 HBO i.V.m. § 12 BauGB

Fur Carports und Nebengebaude sind neben den in der Nutzungsschablone angegebe-
nen Dachneigungen auch Flachdacher zuldssig. Flachdacher und flach geneigte Dacher
von Nebenanlagen, Carports und das Technikhaus sind extensiv zu begriinen.

Bei geneigten Dachern sind matte, nicht spiegelnde Dachmaterialien zu verwenden.
Zudem sind auch begrunte Dacher zulassig.

Dachaufbauten, auch Solaranlagen, sind zulassig. Dachgauben dirfen nicht breiter als
3,0 m sein. Der Anschluss der Gauben an die Hauptdachflache muss mindestens 0,6 m
unter der Firsthohe liegen und mindestens 1,0 m Abstand zum Ortgang aufweisen.

Parkplatze und Zufahrt mussen auf ihrer ganzen Lange zur Bahnseite hin mit
Schutzplanken oder ahnlichem (z.B. Hochbordstein) abgesichert werden, damit ein un-
beabsichtigtes Abrollen von Fahrzeugen zum Bahngelande hin in jedem Fall verhindert
wird.

Gestaltung der Standflachen fiir Abfallbehiltnisse
gemal § 81 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HBO i.V.m. § 12 BauGB

Die Standflachen fir Abfallbehaltnisse sind einzuhausen, zu umpflanzen oder mit einem
sonstigen geeigneten Sichtschutz (z.B. Steinstehlen, Rankgitter) zu umgeben.

Art, Gestaltung und Hoéhe von Einfriedungen
gemal § 81 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HBO i.V.m. § 12 BauGB

Als Einfriedungen sind Metalldraht-, Stabgitter- und Holzzaune bis maximal 1,2 m Hoéhe
sowie Hecken aus Strauchern der Pflanzliste (s. 9.2) ohne H6henbegrenzung zulassig.
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14.2

14.3
14.4

Mauern und Wande sind, mit Ausnahme von Gabionen und Trockenmauern bis zu einer
Hohe von maximal 1,0 m, unzulassig.

Die Pflanzung von Koniferen als Einfriedung ist nicht zulassig.

Sichtschutzwande zwischen den privaten Grundsticken sind im Bereich von Terrassen
maximal bis 2,5 m vorspringend vor das Gebaude sowie maximal bis zu einer Ho6he von
2,5 m zulassig.

HINWEISE

1.2

2.2

2.3

Kulturdenkmaler

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Kulturdenkmaler nach § 2 Abs. 1
und § 2 Abs. 2 Nr. 1 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmaler, wie
Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfarbungen und Fundgegenstande (z.B. Scherben,
Steingerate, Skelettreste), entdeckt werden kdonnen. Diese sind nach § 21 HDSchG un-
verziiglich der hessenARCHAOLOGIE (Archdologische Abteilung des Landesamtes fiir
Denkmalpflege Hessen) oder der Unteren Denkmalschutzbehérde anzuzeigen. Der
Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unver-
anderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren fir die Erhaltung
des Fundes zu schiitzen (§ 21 Abs. 3 Satz 1 HDSchG).

Ver- und Entsorgungsleitungen

Bei BepflanzungsmalRnahmen im Bereich von Ver- und Entsorgungsleitungen sind
ausreichende Pflanzabstédnde einzuhalten, damit Auswechslungen oder Reparaturen
dieser Anlagen vorgenommen werden konnen.

Im Hinblick auf Baumpflanzungen im Bereich von Leitungstrassen ist das Merkblatt
.Baume, unterirdische Leitungen und Kanale, Ausgabe 2013“ der Forschungsgesell-
schaft fir Stralen- und Verkehrswesen (FGSV) zu beachten.

DarlUber hinaus ist bei Anpflanzungsmaflnahmen im Bereich von Leitungstrassen zu
beachten, dass tiefwurzelnde Baume einen Mindestabstand zu den Ver- und Entsor-
gungsleitungen aufweisen missen. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind die Lei-
tungen gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standorte der Bdume dement-
sprechend zu verschieben. PflanzmalRnahmen im Nahbereich von Betriebsmitteln sind
deshalb vorher mit den entsprechenden Ver- und Entsorgungsunternehmen abzustim-
men. Sollten die erforderlichen Abstande unterschritten werden, so sind technische
Schutzmalnahmen erforderlich (DIN 18920, technische Richtlinie GW 125).

Nachweis der Loschwasserversorgung und Flachen fiir die Feuerwehr

Die Forderungen zum Ld&schwasserbedarf ergeben sich aus §3 Abs.1 Nr.4 des
Hessischen Gesetzes lber den Brandschutz, die Aligemeine Hilfe und den Katastro-
phenschutz (HBKG), aus § 13 HBO und den technischen Regeln nach dem DVGW-
Arbeitsblatt W 405. Die Differenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entspre-
chend § 17 BauNVO. Der Loschwasserbedarf der geplanten Wohnnutzung entspricht
dem der Umgebungsbebauung.
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Im Rahmen der Objektplanung ist die DIN 14090 ,Flachen fur die Feuerwehr auf
Grundstiicken® zu beachten und anzuwenden.

Wahrend der Bauzeit ist auf den Brandschutz auf der/den Baustelle(n) zu achten. Auf
das Merkblatt ,Arbeitssicherheit durch vorbeugenden Brandschutz®, BG-Information 560,
BGV C22, sowie den VdS-Leitfaden ,VdS 2021* wird hingewiesen.

Wasserwirtschaftliche Belange sowie Grundwasserschutz

Im Plangebiet liegen hohe Grundwasserstdande vor. Im Rahmen des der Begrindung
beigefugten geotechnischen Berichts wurde im September 2016 ein Grundwasserstand
von ca. 100,80 miUNN festgestellt. Es ist davon auszugehen, dass im Schwankungsbe-
reich des Grundwassers auch hohere Grundwasserpegel moglich sind. Im Rahmen des
Vorhabens wird daher auf eine Unterkellerung verzichtet. Kanalbauwerke und sonstige
Bauwerke sind je nach Tiefenlage gegen driickendes Wasser abzudichten und gegen
Auftrieb zu sichern. Nach Angaben des vorgenannten geotechnischen Berichts wurde
seitens des Regierungsprasidiums Darmstadt ein Grundwasserstand HW-100 von
102,20 mUNN angegeben, der in Teilen des Gebiets Uber der heutigen Gelandehohe
liegt.

Es wird empfohlen, die wasserwirtschaftichen Rahmenbedingungen baulicher oder
betrieblicher Vorhaben bereits in einer frihen Planungsphase mit der zustandigen Was-
serbehdrde abzustimmen.

Das Plangebiet wird aufgrund oberflachennaher bzw. schwankender Grundwasserspie-
gel gemal § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als vernassungsgefahrdet gekennzeichnet.

Falls im Zuge von Baumalnahmen eine erlaubnispflichtige Grundwasserhaltung (gemaf
§ 8 ff Wasserhaushaltsgesetz) erforderlich werden sollte, ist diese mit der Abteilung
Wasser- und Bodenschutz des Kreisausschusses des Main-Kinzig-Kreises abzustim-
men.

In den Bestandsgebauden existierte nach Kenntnisstand der Wasserbehdrde des Main-
Kinzig-Kreises eine periodische Grundwasserhaltung. Vorhandene Brunnen sind fachge-
recht (Arbeitsblatt W 135 der DVGW) zurtickzubauen.

Eine Einleitung in den Ammelsbachgraben erfordert grundsatzlich eine wasserrechtliche
Erlaubnis nach § 8 ff Wasserhaushaltsgesetz.

Die Bauleitplanung ersetzt nicht ggfs. erforderliche eigene wasserrechtliche Zulassun-
gen, z. B. fur bauzeitige Grundwasserhaltungen oder flir mogliche Barrierewirkungen
von Gebduden im Grundwasser.

Das Plangebiet liegt groRtenteils in einem vom RP Darmstadt als ,Vorbehaltsgebiet fur
vorbeugenden Hochwasserschutz ausgewiesenen Bereichs und wird gemal § 9 Abs.
6a BauGB als Risikoliberschwemmungsgebiet gekennzeichnet. Es wird daher vorsorg-
lich darauf hingewiesen, dass Uberflutungen bei extremen Hochwasserereignissen nicht
auszuschliefen sind und dem Hochwasserschutz durch entsprechende Bauvorsorge
Rechnung getragen werden sollte.

Boden- und Grundwasserverunreinigungen

Im Rahmen des der Begrindung beigefiigten geotechnischen Berichts wurden im
September 2016 im Plangebiet anndhernd flachendeckend Auffiillungen mit sandig-
kiesigem Material festgestellt, das auch Ziegel-, Keramik- und Betonreste enthalt. Orga-
noleptische Auffalligkeiten wurden im Ubrigen nicht festgestellt. Eine chemisch-
technische Analyse zur abfalltechnischen Einstufung fand zunachst nicht statt. Ggf. aus
dem Plangebiet abzufahrende Erdmassen sind zu gegebener Zeit abfalltechnisch zu
bewerten.
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Der Stadt lagen u.a. aufgrund der Untersuchung aus dem Jahr 2016 Hinweise Uber
Bodenverunreinigungen oder Grundwasserschaden aus dem Plangebiet oder dessen
Umgebung vor. Im Rahmen einer weiteren Untersuchung des Ingenieurbiros Erdbaula-
boratorium Tropp — Neff u. Partner vom 05.10.2017 wurden deshalb Boden- und Boden-
luftuntersuchungen in verschiedenen Verdachtsbereichen durchgefuhrt. Hierbei wurden
jedoch ausschlieBlich entsorgungsrelevante Belastungen festgestellt.

Bei allen Baumalnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist dennoch auf
organoleptische Auffalligkeiten (z.B. ungewdhnliche Farbe, Geruch) zu achten. Ergeben
sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schadlichen Bodenveran-
derung begrinden, sind diese umgehend der zustandigen Behorde, dem Regierungs-
prasidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat 41.1
mitzuteilen. Daruber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.
Schadliche Bodenveranderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 BBodSchG sind Beeintrachti-
gungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder
erhebliche Belastigungen flr den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizufihren.

Bodenschutz/Baugrund

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes
(BBodSchG), insbesondere auf § 4 BBodSchG, wird hingewiesen.

Uberschiissiger Bodenaushub ist seiner Eignung entsprechend einer Verwertung
zuzufiihren. Beim Umgang mit dem Bodenmaterial, das zu Rekultivierungszwecken ein-
gesetzt werden soll, ist die DIN 19731 zu beachten.

Zu Beginn der BaumalBnahme ist der humose Oberboden (soweit vorhanden)
abzuschieben und bis zur Wiederverwertung in Mieten getrennt zu lagern und nach er-
folgter Untergrundlockerung nach Ende der Bauarbeiten in den Grinflachenbereichen
wieder aufzutragen.

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbe-
lastungen (z.B. Verdichtungen) auf das engere Baufeld beschrankt bleiben. Eingetretene
Verdichtungen im Bereich unbebauter Flachen sind nach Ende der Bauarbeiten zu be-
seitigen.

Baustoffe, Bauabfalle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeintrage bzw.
Vermischungen mit Bodenmaterial ausgeschlossen sind.

Unbrauchbare und/oder belastete Boden sind von verwertbarem Bodenaushub zu
trennen und einer Aufbereitung oder einer geordneten Entsorgung zuzufihren.

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Hessischen Altlasten- und
Bodenschutzgesetzes (HAItBodSchG) wird hingewiesen. Die DIN 18300 ist zwingend
einzuhalten.

Sofern Gelandeauffillung oder Bodenaustausch mit externem Material vorgesehenen
sind gilt:

Im Grundwasserschwankungsbereich darf ausschlieRlich Material eingebaut werden,
das die Eluatwerte der BBodSchV fiir den Wirkungspfad Boden-Grundwasser alternativ
die Zuordnungswerte Z 0 der LAGA M 20 bzw. der LAGA TR Boden unterschreitet.

Fir die Herstellung der durchwurzelbaren Bodenschicht auf unbebauten Flachen (z.B.
Grunflachen) eignet sich ausschliefdlich Bodenmaterial. Folgende Werte sind einzuhal-
ten:

+ die Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr. 4 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung (BBodSchV)
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» sowie Z0 (LAGA: Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Ab-
fallen: Teil II: Technischen Regeln fur die Verwertung, 1.2 Bodenmaterial (TR Boden),
vom 05.11.2004) fir Parameter, flir die Vorsorgewerte nicht festgelegt sind.

Eine wasserrechtliche oder bodenschutzrechtliche Erlaubnis zum Einbau von
Recyclingmaterial oder anderer Baustoffe erfolgt nicht. Es liegt in der Verantwortung des
Bauherren bzw. der durch ihn beauftragten Sachverstandigen die geltenden Gesetze,
Regelwerke und Richtlinien einzuhalten.

Artenschutz und 6kologische Aufwertung des Plangebietes

Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes oder auch bei spateren Abriss-, Umbau- oder
Sanierungsarbeiten darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) (z.Zt.
§ 44 BNatSchG) geregelten Verbote zum Artenschutz verstol3en werden, die unter an-
derem flr alle europaisch geschitzten Arten gelten (z.B. flr alle einheimischen Vogelar-
ten, alle Fledermausarten, Zauneidechse). Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter an-
derem verboten, Tiere dieser Arten zu verletzen oder zu toten, sie erheblich zu stéren
oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestatten zu beschadigen oder zu zerstoren. Bei Zuwi-
derhandlungen drohen die BuRgeld- und Strafvorschriften (z.Zt. §§69 und 71a
BNatSchG). Die artenschutzrechtlichen Verbote gelten unabhangig davon, ob die bauli-
che MaRRnahme baugenehmigungspflichtig ist oder nicht.

Die Bauherrschaft ist verpflichtet, zu Uberprifen, ob artenschutzrechtliche Belange durch
ihr Bauvorhaben beeintrachtigt werden kénnen. Wird z.B. ein Bauantrag im Herbst oder
Winter gestellt oder es finden sich zu dieser Zeit keine Spuren von geschutzten Arten,
entbindet dies die Bauherrschaft nicht von der Pflicht, bei einem Baubeginn im Frihjahr
oder Sommer erneut zu Uberprifen, ob geschitzte Arten von dem Bauvorhaben betrof-
fen sein kénnten.

Nach bisherigem Kenntnisstand wird bei der Umsetzung des Bebauungsplanes
voraussichtlich keine Ausnahmegenehmigung von den Verboten des § 44 BNatSchG
erforderlich. Sofern dies aufgrund aktueller Beobachtungen doch der Fall sein sollte,
ware eine entsprechende Genehmigung bei der zustandigen Naturschutzbehdérde zu
beantragen. Zur Vermeidung der Verbotstatbestande wird eine 6kologische Baubeglei-
tung empfohlen.

Auf die Beachtung der DIN 18920 ,Schutz von Baumen, Pflanzenbestanden und
Vegetationsflachen bei BaumalRnahmen® wird hingewiesen. Bei moglichen Grundwas-
serhaltungen wahrend der Bauzeit, sind die Nachbarbdume ggf. zu wassern.

Zur 6kologischen Aufwertung im Sinne des Biotopwerts der Baugebietsflachen wird
empfohlen, Flachdacher und flach geneigte Dacher extensiv zu begrinen.

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind aus nichtreflektierendem dunklem
Material erlaubt. Diese sollen baugestalterisch in die Dachflache eingefligt werden. Wei-
tere Mal3nahmen zur Nutzung regenerativer Energien sind zulassig, soweit keine schad-
lichen Umwelteinwirkungen im Einwirkungsbereich hierdurch eintreten kénnen.

Es wird empfohlen, die Beleuchtung von AuRenflachen naturschutzvertraglich zu
gestalten. Dementsprechend soll die 6ffentliche und private AuRenbeleuchtung energie-
sparend, streulichtarm und insektenvertraglich (UV-armes Lichtspektrum) installiert wer-
den. Die Leuchten sollen staubdicht und so ausgebildet sein, dass eine Lichtwirkung nur
auf die zu beleuchtende Flache erfolgt.

Eine direkte Blickverbindung zu Lichtquellen von benachbarten schutzbedurftigen
Daueraufenthaltsraumen aus ist mdglichst durch geeignete Lichtpunkthéhe, Neigungs-
winkel der Leuchten, Reflektoren, Blenden usw. zu vermeiden.

An offentlichen Verkehrsflachen sollen Natrium-Hochdrucklampen oder LED-Leuchten
verwendet werden. Dies gilt auch fiir die Beleuchtung privater Wege, wenn sie nach Um-
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fang und Dauer ahnlich der o6ffentlichen Stral3enbeleuchtung betrieben wird. Ansonsten
sollen in Ubrigen AufRenbereichen (z.B. AuRenbeleuchtung von Gebauden) Kompakt-
leuchtstofflampen in Warmtonen eingesetzt werden, deren Betriebszeit durch Zeitschal-
tungen soweit wie mdglich zu verkirzen ist. Es wird darauf hingewiesen, dass grund-
satzlich nur Lichtquellen zu verwenden sind, die geringe Blaulichtanteile haben (Farb-
temperatur 2000 — 3000 Kelvin). Besonders geeignet sind z.B. ,PC amber -LED-

Leuchten®.

Aulenleuchten sollen nicht direkt vor den Fenstern von schutzbedirftigen Daueraufent-
haltsrdumen nach DIN 4109, stark reflektierenden Fassaden oder in Gehdlzgruppen
angebracht werden.

Fir groRere Platze, die gleichmaRig ausgeleuchtet werden sollten, sollen Scheinwerfer
mit asymmetrischer Lichtverteilung verwendet werden, die oberhalb von 85° Ausstrah-
lungswinkel (zur Vertikalen) kein Licht abgeben.

Geriliche emittierende Anlagen (z. B. Milltonnen,- Kompostplatze, Kiichendunstabzugs-
anlagen in privaten Haushalten, Gartengrillanlagen) sollen nach dem Stand der Technik
so errichtet und betrieben werden (z. B. Einhausung, Aufstellung entfernt schutzbedurf-
tiger Daueraufenthaltsraume bzw. Daueraufenthaltsplatze), dass es zu keinen Gesund-
heitsgefahrdungen oder erheblichen Belastigungen im Bereich schutzbedlirftiger Dauer-
aufenthaltsrdume nach DIN 4109 und Daueraufenthaltsflachen (z. B. Balkone, Terras-
sen, Freisitze) kommt.

Nebenanlagen zur Haltung bzw. zur Zucht von Tieren (z.B. Huhnerstalle, Volieren,
Taubenhauser), sind im Plangebiet nur in einem in einem Allgemeinen Wohngebiet nach
Kommentierung bzw. Rechtsprechung zu § 4 BauNVO zulassigen Rahmen zulassig.

Hinweis zu der Festsetzungsempfehlung ,Luftwarmepumpen und ahnliche Gerate":

Die Textfestsetzungsempfehlung bezlglich Warmepumpen und ahnlicher Gerate erfolgt
auf Grundlage der ausdricklichen Empfehlung der Bund-/Landerarbeitsgemeinschaft fur
Immissionsschutz. Dort heif’t es in Punkt 6:..."sollen sie (die Immissionsschutzbehérden
im Rahmen ihrer Stellungnahmen zu Bebauungsplanen) fordern, dass stationare Gerate
oder deren nach auf3en gerichteten Komponenten nur dann aufgestellt werden durfen,
wenn die in der Tabelle angegebenen Abstande (siehe unsere Textfestsetzungsempfeh-
lung) zu mafigeblichen Immissionsorten eingehalten werden bzw. wenn bei vorgegebe-
nen Abstadnden die in der Tabelle genannten Schallleistungspegel nicht Uberschritten
werden".

Kampfmittelreste

Der Stadt liegen bislang keine Erkenntnisse Uber mdgliche Kampfmittelreste im
Plangebiet vor. Sollten bei Baumalnahmen innerhalb des Plangeltungsbereiches
kampfmittelverdachtige Gegenstande vorgefunden werden, sind diese dem Kampfmittel-
raumdienst des Landes Hessen zu melden. Aufgrund der von entsprechenden Gegen-
standen moglicherweise ausgehenden Gefahrdungen ist eine Beseitigung ausschliellich
durch Fachfirmen durchzufihren.

Bahnanlagen

Das Plangebiet liegt unmittelbar an einer stark befahrenen mehrgleisigen Bahnstrecke.
Es wird auf die durch den Eisenbahnbetrieb und die Arbeiten zur Erhaltung der Bahnan-
lagen der in der Nahe befindlichen Eisenbahnstrecke entstehenden Immissionen (insbe-
sondere Luft- und Korperschall, Erschitterungen, Abgase, Funkenflug usw.) hingewie-
sen. Entschadigungsanspriiche oder Anspriche auf SchutzmaRnahmen kénnen gegen
die Deutsche Bahn AG oder die Stadt nicht geltend gemacht werden, da die Bahnstre-
cke planfestgestellt ist. Auf die der Begriindung des Bebauungsplans beigefligten Fach-
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gutachten zu den bahnbedingten Immissionen (Schall und Erschitterungen) wird hinge-
wiesen.

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen,
muissen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den
Mindestpflanzabstanden ist die DB Richtlinie (Ril) 882 ,Handbuch Landschaftsplanung
und Vegetationskontrolle" zu beachten. Abstand und Art von Bepflanzungen mussen so
gewahlt werden, dass diese z. B. bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen fallen kdnnen.
Diese Abstande sind durch geeignete Malinahmen (Rickschnitt u.a.) standig zu gewahr-
leisten. Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelénde ist entsprechend der Endwuchs-
hohe zu wahlen. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeintrachtigungen des Ei-
senbahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen kdnnen, missen diese entspre-
chend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behalt sich die Deutsche
Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentlimers zurlickzuschneiden
bzw. zu entfernen.

Bei allen Arbeiten und festen Bauteilen in der Nahe unter Spannung stehender, der
Bertuhrung zuganglicher Teile der Oberleitung ist von diesen Teilen auf Baugerate, Kra-
ne, Gerlste und andere Baubehelfe, Werkzeuge und Werkstiicke nach allen Richtungen
ein Sicherheitsabstand von 3,50 m einzuhalten (DIN EN 50122-1 (VDE 0115-3): 2011-
09 und DB Richtlinien 997.0101 Abschnitt 4 und 132.0123A01 Abschnitt 1). In diesem
Bereich dirfen sich weder Personen aufhalten noch Gerate bzw. Maschinen aufgestellt
werden. Eingesetzte Krane (wenn durch den Schwenkbereich, unabhangig von einer
Schwenkbegrenzung, die Moéglichkeit besteht mit der Oberleitung in Beriihrung zu kom-
men) missen bahngeerdet werden. Hierzu ist dann eine Krananweisung mit DB Netz
AG zu erstellen. Werden feste Bauteile (Gebaude, Einfriedigungen usw.) sowie Bauge-
rate, Krdne usw. in einem Abstand von weniger als 5,00 m zur Bahnanlage errichtet
bzw. aufgestellt, so sind diese bahnzuerden. Baumaschinen, Container, Leitplanken
sowie metallische Zaune und andere leitfahige Anlagen sind mit einer Bahnerdung zu
versehen, sofern der Mindestabstand von 4,00 m zur Gleisachse unterschritten wird.

Bei Bauarbeiten in der Nahe von Oberleitungen / Oberleitungsanlagen sind die
Veroffentlichungen der Gesetzlichen Unfallversicherung GUV-V A3, GUV-V D32 und DV
462 zu beachten.

DB Netz AG, [.NP-MI-D-FFM (10), Heideacker 1, 63457 Hanau

Bei Bauarbeiten in Gleisnéhe sind die Veroffentlichungen der Gesetzlichen Unfallversi-
cherung GUV-V A1, GUV-V A3, GUV-V D6, GUV-V D30.1, GUV-V D33, GUV-R 2150,
DV 462 und die DB Richtlinien 132.0118, 132.0123, 825 zu beachten.

Bei Bauausfuihrungen unter Einsatz von Bau-/ Hubgeraten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger
etc.) ist das Uberschwenken der Bahnfldche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit ange-
hangten Lasten oder herunterhangenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser Aufla-
gen ist durch den Bau einer Uberschwenkbegrenzung (mit TUV-Abnahme) sicher zu
stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen.

Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der DB Uberschwenkt,
so ist mit der DB Netz AG eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschlieen, die mindes-
tens 4 — 8 Wochen vor Kranaufstellung bei der DB Netz AG zu beantragen ist. Auf eine
ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen. Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit
Beigabe der Konzernstellungnahme der DB zum Vorhaben bei der DB Netz AG einzu-
reichen. Generell ist auch ein mafstablicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehe-
nen Schwenkradius vorzulegen.

DB Netz AG, I.NP-MI-D-FFM (IO), Heideacker 1, 63457 Hanau

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung,
Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nahe der Gleise oder von
Bahnubergangen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahr-
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zeugfiihrer ausgeschlossen sind und Verfalschungen, Uberdeckungen und Vortiu-
schungen von Signalbildern nicht vorkommen.

Bei Abbrucharbeiten ist die Staubentwicklung in Grenzen zu halten. Sie darf die freie
Sicht im Bereich der Gleisanlagen, insbesondere des Bahnibergangs, nicht einschran-
ken. Sollte mit Wasser zur Vermeidung der Staubemissionen gearbeitet werden, so ist in
jedem Fall eine Lenkung des Wasserstrahls auf die Bahnanlage auszuschlielen. Es
muss in jedem Fall daflr gesorgt werden, dass keine Teile der Abbruchmassen auf die
Bahnanlage (Gleisbereich) gelangen kénnen (Vermeidung von Betriebsgefahrdungen).
Beim moglichen Einsatz eines Spritzgerates verweisen wir auf die Gefahr (z.B. elektri-
scher Uberschlag), die von der angrenzenden Bahn-Oberleitung (15000 V) ausgeht.

Alle Baumalinahmen entlang der Bahnstrecke missen mit der DB Netz AG abgestimmt
werden. Sollten Bauantrage im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren geprift wer-
den, ist der Bauherr darauf hinzuweisen, dass eine Abstimmung mit der DB Netz AG
erfolgen muss. Die spateren Antrage auf Baugenehmigung fir den Geltungsbereich sind
der Bahn zur Stellungnahme vorzulegen. Die Bahn behalt sich weitere Bedingungen und
Auflagen vor.

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelande hin zu
gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Soll-
te sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn
entsprechende Abschirmungen anzubringen. Es ist jederzeit zu gewahrleisten, dass
durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage keinerlei negativen Auswirkun-
gen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs (z.B. Sichteinschrankungen der Triebfahr-
zeugfuhrer durch z.B. Blendungen, Reflexionen) entstehen kénnen, und dass die
Larmemissionen des Schienenverkehrs nicht durch Reflektionseffekte erhdht werden.

DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes verwiesen
wird, kénnen im Stadtplanungsamt der Stadt Hanau eingesehen werden.

Immissionen aus StraBenverkehrsanlagen

Auch wenn das Plangebiet in einiger Entfernung zu klassifizierten Stralenverkehrsanla-
gen (Bundes- Landes- oder Kreisstraen) liegt, wird darauf hingewiesen, dass Hessen
Mobil als Stralenbaulasttrager sowie die Stadt Hanau keinerlei Forderungen hinsichtlich
Larm-, Abgas- und Erschitterungsschutz, auch zu keinem spateren Zeitpunkt tiberneh-
men.

Ausfertigung
Es wird bestatigt, dass der Inhalt mit den Beschlissen der

Stadtverordnetenversammlung vom 13.05.2019 tbereinstimmt.

Hanau, den 28.05.2019

gez. Kaminsky

Kaminsky (Oberburgermeister)
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Es wird bestätigt, dass der Inhalt mit den Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung vom 13.05.2019 übereinstimmt.

Hanau, den 28.05.2019



Kaminsky (Oberbürgermeister)
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